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In Kirchhatten haben sich
nun Schulleiter und Eltern-
vertreter aus dem Landkreis
Oldenburg sowie Landrat
Carsten Harings und zwei
FDP-Landtagsabgeordnete
auf Initiative der Liberalen
getroffen, um über Ängste
und mögliche Lösungen zu
diskutieren. „Der Drops ist
noch nicht gelutscht“,
machte Christian Dürr
(FDP) den Anwesenden Mut.
Zwischen den Erwachse-

nen saß auch der acht-jähri-
ge Pascal aus Hude. Er geht
auf die Förderschule Lernen
am Habbrügger Weg in
Ganderkesee. „Mir gefällt
meine Schule und ich
möchte da bleiben“, rief er,
nachdem er sich gemeldet
hatte. „Unsere Lehrer sind
sehr nett und ich lerne
viel.“ Mit den Worten „so,
das war‘s“ beendete er sei-
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nen Diskussionsbeitrag. Sei-
ne Mutter, Daniela Bisgwa,
wählte drastische Worte,
um für die Schulform ihres
Sohnes zu plädieren:
„Wenn es die Förderschulen
Lernen nicht mehr gibt,
muss ich mein Kind in die
psychiatrische Abteilung ge-
ben.“
Bianca Meyer vom Verein

zur Sicherung der sonderpä-
dagogischen Förderung für
Kinder und Jugendliche in
Niedersachsen erklärte, sie
wolle nach dem Erfolg ihrer
Petition nicht Ruhe geben,
sondern auch „die Förder-
schulen Lernen mit ins Boot
holen“.
Anders als Pascal können

die nächsten Generationen
diese Einrichtungen nicht
mehr besuchen, denn bis
2018 sollen die letzten
Schüler von der Förderschu-
le abgehen. Zukünftig wer-
den diese Kinder mit För-
derbedarf in Regelschulen
unterrichtet. Zumindest
wenn es nach der rot-grü-
nen Landesregierung geht.
Doch einige Anwesende

sahen diese Pläne als Fehler
an. „Die Veränderungen

kommen zu schnell. Die
Zeit reicht nicht aus, um
tragende Strukturen in den
Regelschulen zu schaffen“,
warnte Jürgen Möhle, Leiter
der Hunteschule in Wildes-
hausen. In dem Gesetzes-
entwurf zur Inklusion wer-
de die benötigte Zeit zur
Vorbereitung einer solchen
Umstellung nicht berück-
sichtigt.
„Schüler, die mehr Auf-

merksamkeit brauchen,
werden gerade in der Über-
gangsphase untergehen“,
bekräftigte die Rektorin der
Förderschule Lernen in
Oberlethe (Gemeinde War-
denburg), Ina Bley. Die Son-
derpädagogen beklagten
sich ebenfalls darüber, dass
sie von Schule zu Schule
springen müssten, wenn sie
ihre Förderstunden geben.
„Es muss eine Wahlfrei-

heit geben“, forderte Ernst-
August Bode, Vorsitzender
der FDP-Kreistagsfraktion.
Eltern müssten entscheiden
dürfen, auf welche Schule
ihre Kinder gehen und wel-
che Hilfe sie erhalten soll-
ten. Hierbei gehe es nicht
nur um eine Förderschule,

sondern um einen Grund-
satz.
Bodes Parteifreund Dürr

berichtete von Gesprächen
mit den Grünen im Land-
tag: „Diese wollen die För-
derschule Lernen nicht er-
halten, jedoch haben sie
eingewilligt, regional
Schwerpunktklassen an
Grundschulen zu prüfen.“
Bei der Entscheidung für
oder gegen Förderschulen
gehe es darum, einen lang-
fristigen Weg weiterzuge-
hen oder ihn zu verlassen.
„Dann geht es aber schnell
den Wasserfall runter“, be-
fürchtete Dürr.
In seinen Ansichten wur-

de Dürr von Landtags-Kolle-
ge Björn Försterling (FDP)
unterstützt. Dieser ist schul-
politischer Sprecher seiner
Partei.
Landrat Carsten Harings

lobte die Förderschulen Ler-
nen: „Dort wird ausgezeich-
nete Arbeit geleistet.“ Er
drückte seine Hoffnung da-
rüber aus, dass Dürr und
Försterling „sich fleißig Ar-
gumente notieren und diese
mit nach Hannover neh-
men“.

^ìÅÜ ÇáÉ eìåíÉëÅÜìäÉ áå táäÇÉëÜ~ìëÉå áëí ÇìêÅÜ ÇáÉ mä®åÉ ÇÉê i~åÇÉëêÉÖáÉêìåÖ ÖÉÑ®ÜêÇÉíK  ! cçíçW qÉåÄêáåâ

^ìëòìÄáäÇÉåÇÉ ÄÉïÉáëÉå áÜê h∏ååÉå
_ÉêìÑëïÉííÄÉïÉêÄ ÇÉê ÇÉìíëÅÜÉå i~åÇàìÖÉåÇW oìåÇ RM qÉáäåÉÜãÉê áå táäÇÉëÜ~ìëÉå

i^kahobfp ! Allgemeinwis-
sen, berufsspezifische
Kenntnisse und praktische
Fertigkeiten haben gestern
angehende Landwirte an
den Berufsbildenden Schu-
len (BBS) in Wildeshausen
unter Beweis gestellt. Rund
50 Auszubildende beteilig-
ten sich an dem Berufswett-
bewerb der deutschen Land-
jugend. Am Ende hatten in
ihren jeweiligen Jahrgängen

Nils Oltmann aus War-
denburg, Hanno Große En-
debrock aus Bram-
sche und Harcke Francksen
aus Butjardingen die Nase
vorn. Damit qualifizierten
sie sich für die nächste Run-
de des Wettbewerbs, den
Gebietsentscheid, der am
19. März in Aurich und Cel-
le ausgetragen wird.
Seit mehr als 60 Jahren

gibt es die Veranstaltung im

Zwei-Jahres-Rythmus, be-
richtete Jürgen Logemann,
stellvertretender Vorsitzen-
der des Kreislandvolkver-
bands Oldenburg. Er freute
sich über die rege Beteili-
gung an der BBS: „95 Pro-
zent der Auszubildenden,
die hier zur Schule gehen,
sind dabei.“ Logemann ist
auch Vorsitzender des Kura-
toriums für den Berufswett-
bewerb in Niedersachsen.

Zuletzt habe es landesweit
etwa 1000 Teilnehmer ge-
geben.
Meistern die Schüler der

BBS auch den Gebietsent-
scheid erfolgreich – den es
aufgrund der Vielzahl an
Auszubildenden nur in Nie-
dersachsen und Bayern ge-
be – qualifizieren sie sich
für den Landesentscheid in
Rothenburg. „Das haben in
der Vergangenheit durch-
aus schon welche ge-
schafft“, erinnert sich Loge-
mann. Nächste und höchste
Stufe des Wettbewerbs ist
dann der Bundesentscheid,
der im Juni in Rendsburg
über die Bühne geht.
„Der Schwierigkeitsgrad

bei den Aufgaben nimmt
natürlich zu“, zu Loge-
mann. Und das will schon
etwas heißen. Schließlich
mussten die Teilnehmer be-
reits in der ersten Runde
Saatgutbedarf nach be-
stimmten Vorgaben berech-
nen und verschiedene Ge-
treidearten, aber auch
Werkzeuge anhand ihres
Aussehens benennen kön-
nen. Außerdem sollten sie
einen Gerätehalter aus Me-
tall bauen und mussten ei-
ne Präsentation halten.píÉÑÑÉå ^ÜêÉåë EäKF ~ìë eìÇÉ ìåÇ eÉåêáâ _ÉääÉêëÉå ~ìë píìÜê ÄÉá ÇÉê _ÉëíáããìåÖ îçå dÉíêÉáÇÉK

i^kahobfp ! Das Gesund-
heitsamt des Landkreises
Oldenburg weist auf die
nächste Impfsprechstunde
am Mittwoch, 11. Februar,
in der Zeit von 11 bis 12.30
Uhr im Kreishaus in Wildes-
hausen hin. Es ist der erste
Termin in diesem Jahr. Die
Impfsprechstunde umfasst
eine Kontrolle des Impfsta-
tus, eine Beratung und das
Angebot, fehlende Impfun-
gen nachzuholen. Interes-
sierte Kreisbewohner soll-
ten in jedem Fall ihr Impf-
buch mitbringen. Außer-
dem bittet das Gesundheits-
amt um eine kurze vorheri-
ge Anmeldung unter Tel.
04431/85510.
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i^kahobfp ! Nachdem bei
einer Untersuchung des
Grundwassers im Landkreis
Oldenburg zum Teil verhee-
renden Nitratwerte gefun-
den wurden, fordert die
Fraktion der Grünen im
Kreistag weitere Analysen
und Maßnahmen zum
Schutz vor Verunreinigun-
gen. Insbesondere geht es
den Grünen um zusätzliche
Untersuchungen auf Rück-
stände von Antibiotika und
Pflanzenschutzmitteln.
Zur Erinnerung: Ende No-

vember hatte Gerrit Finke
vom Amt für Bodenschutz
und Abfallwirtschaft des
Landkreises die Ergebnisse
des Überwachungspro-
gramms zur Wassergüte im
Kreisumweltausschuss vor-
gestellt. Die ermittelten Da-
ten waren alarmierend.
Mehr als die Hälfte der Was-
serproben überschritten
den von der Trinkwasser-
verordnung vorgegebenen
Grenzwert von 50 Milli-
gramm Nitrat pro Liter. Ei-
ne Messstelle bei Köhren,
südlich des Fleckens Harp-
stedt, lieferte mit 210 Milli-
gramm das bedenklichste
Ergebnis. In vier Fällen lag
auch die Belastung durch
Pflanzenschutzmittel ober-
halb eines unbedenklichen
Wertes – in zwei Fällen so-
gar deutlich darüber.
Nach Auffassung der

Kreistags-Grünen sind diese
Tests aber nicht ausrei-
chend für einen langfristi-
gen Schutz des Trinkwas-
sers, so der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende Edu-
ard Hüsers. Letzter Stand
sei laut dem Sitzungsproto-
koll, dass eine Ausdehnung
der Untersuchung auf Anti-
biotika-Rückstände derzeit
nicht geplant sei. Die Kreis-
verwaltung wolle abwarten,
ob bei den angekündigten
weiteren Untersuchungen
des Oldenburgisch-Ostfriesi-
schen Wasserverbands
(OOWV) innerhalb der
Trinkwasserschutzgebiete
Belastungen festgestellt
werden.
Sollten entsprechende Er-

gebnisse inzwischen vorlie-
gen, wollen die Grünen,
dass sie in der kommenden
Umweltausschusssitzung
vorgestellt werden. Falls in

nächster Zeit nicht mit Er-
gebnissen des OOWV zu
rechnen sei, solle der Land-
kreis selber aktiv werden
und stichprobenartig erste
Brunnen auf Antibiotika-
Rückstände untersuchen
lassen. „Die Kosten von 120
Euro pro Brunnen halten
wir für vertretbar“, betont
die Fraktion.

dÉëìåÇÜÉáíäáÅÜÉ pÅÜ®ÇÉå
ÄÉá _ΩêÖÉêå ÄÉÑΩêÅÜíÉí

Auch in Bezug auf Pflanzen-
schutzmittel haken die Grü-
nen nach: „Was genau wur-
de hier untersucht ?“ Kon-
kret will die Fraktion wis-
sen, ob die Proben allge-
mein auf Pflanzenschutz-
mittel oder auf ein be-
stimmtes Präparat getestet
und ob der Wirkstoff Gly-
phosat beziehungsweise
dessen Abbauprodukte da-
bei berücksichtigt wurden.
„Auch hier halten wir stich-
probenartige Untersuchun-
gen für zwingend geboten“,
heißt es in dem Antrag. Au-
ßerdem erwarten die Grü-
nen einen Bericht des Nie-
dersächsischen Landesbe-
triebs für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz
(NLWKN) zum Thema Pflan-
zenschutzmittel im Grund-
wasser mit Blick auf das Ri-
siko für Umwelt und
Mensch.
Von der Kreisverwaltung

wollen die Grünen wissen,
ob und wie sie dafür sorgt,
dass zumindest im eigenen
Wirkungskreis möglichst
keine Spritzmittel einge-
setzt werden – zum Bei-
spiel, indem sie bei Auf-
tragsvergaben auf umwelt-
verträgliche Methoden ach-
tet.
Zur Begründung heißt es,

dass sich Spuren von Pflan-
zenschutzmitteln inzwi-
schen fast überall nachwei-
sen ließen: „im Boden, im
Wasser, in der Luft und in
unseren Lebensmitteln“.
Und da sie nicht nur gegen
Insekten oder Unkraut
wirkten, sondern auch im
menschlichen Körper, sei es
mit Rücksicht auf die Ge-
sundheit der Bürger wich-
tig, die Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln zu
reduzieren.  ! íÉå
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d^kabohbpbb ! Claude De-
bussys Komposition „La
mer“ steht im Mittelpunkt
eines Konzerts in der Köl-
ner Philharmonie, dass am
Sonntag, 8. Februar, live im
Kulturhaus Müller in Gan-
derkesee übertragen wird.
Die Veranstaltung im

Rahmen der Reihe „Musik-
Theater“ geht von 17 bis
20.30 Uhr und wird von
dem Musiker Stefan Linde-

mann moderiert. Auf der
Bühne in Köln stehen Sän-
gerin Anna Larsson und Mu-
siker der Mahler Chamber
Orchestra Academy am Or-
chesterzentrum NRW, Diri-
gent ist Heinz Holliger. Zu
hören sind auch die spätro-
mantischen „Rückert-Lie-
der“ von Gustav Mahler.
Interessierte sollten sich

schnellstmöglich unter Tel.
04222/44444 anmelden.
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abijbkelopq ! Die Stadt
Delmenhorst hebt die Stall-
pflicht für Geflügel wieder
auf. Die Aufstallungspflicht
war Mitte Dezember ver-
gangenen Jahres zum
Schutz der heimischen Ge-
flügelhaltung vor einer In-
fektion mit dem Erreger der
Geflügelpest angeordnet
worden.
„Die Gefahr ist auch jetzt

noch nicht gebannt, da der
Erreger nach wie vor in der
Wildpopulation vorhanden
ist“, erläutert Amtsveterinä-
rin Dr. Nicolin Niebuhr. „Al-
lerdings sind Nachweise in
Mecklenburg-Vorpommern
und dort eher in Küstennä-
he erfolgt.“
Da zudem der überwie-

gende Teil der Zugvögel das
Stadtgebiet verlassen habe,
könne nunmehr in Abwä-
gung zwischen Seuchenge-
fahr und dem Tierschutz
dem Wunsch der Geflügel-
besitzer, ihre Tiere wieder
frei laufen lassen zu kön-
nen, der Vorrang einge-
räumt werden.
Die Veterinärbehörde, so

Niebuhr, könne jedoch bei
einem erneuten Auftreten
der Seuche in der Region –
in Verbindung mit einem
vermehrten Zugvogelflug –
gezwungen sein, eine er-
neute Stallpflicht anzuord-
nen. Unabhängig von der
Aufhebung der Stallpflicht
ist jeder Geflügelhalter auf-
gefordert, mögliche Schutz-
maßnahmen zu ergreifen.
Das bedeutet bei Freiland-
haltungen, beispielsweise
kein Oberflächenwasser als
Tränke für die Tiere zu nut-
zen. Auch die Fütterung hat
so zu erfolgen, dass Wildvö-
gel keinen Zugang haben.
Weiterhin empfiehlt die

Veterinärbehörde, beim Be-
treten der Ställe die Schuhe
zu wechseln oder Überschu-
he zu verwenden sowie
Schutzkleidung anzulegen.
Der Gesundheitszustand
der Tiere ist sorgfältig und
regelmäßig zu kontrollieren
und bei Auffälligkeiten so-
fort ein Tierarzt hinzuzuzie-
hen.
Trotz des Wegfalls der

Stallpflicht sind Geflüge-
lausstellungen, Geflügel-
märkte und Veranstaltun-
gen ähnlicher Art beim
städtischen Fachdienst Ve-
terinär- und Ordnungswe-
sen anzumelden.


